Stadtebaulicher Vertrag Nr.: 61-2024-06 nach § 11 BauGB
zum Bebauungsplan Nr. 530 ,, Schulcampus*

Zwischen
der Stadt Eberswalde

Breite StralRe 41-44

16225 Eberswalde

vertreten durch den Blrgermeister,

Herr Gotz Herrmann

(nachfolgend Stadt genannt)

und dem Landkreis Barnim

Am Markt 1
16225 Eberswalde

vertreten durch den Landrat,

Herr Daniel Kurth

(nachfolgend Landkreis genannt)

gemeinsam nachfolgend ,die Parteien“ genannt

wird folgender Vertrag geschlossen:



Stadtebaulicher Vertrag Nr.: 61-2024-06 zum BPL Nr. 530 ,Schulcampus" nach § 11 BauGB

Praambel

Zwischen den Parteien besteht ein stadtebaulicher Vertrag iiber die Ubernahme von Kosten
fur die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 530 ,Schulcampus” vom 29.06.2021 (im
Folgenden: Bebauungsplan). GemalR § 3 dieses Vertrages haben die Parteien einen weiteren
stadtebaulichen Vertrag in Aussicht genommen, der vor der Beschlussfassung Uber den
Bebauungsplan geschlossen werden soll. Damit soll sich der Landkreis in angemessenem
Umfang an Aufwand und Kosten fir MalBnahmen im Zuge des Schulneubaues des
Landkreises zur gesicherten ErschlieBung und fur einen sicheren Schulweg beteiligen, die
Voraussetzung oder Folge der kinftigen Festsetzungen des Bebauungsplans sind. Daher
vereinbaren die Parteien gemaf3 8 11 Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 des Baugesetzbuchs folgendes:

§1
Zweck des Vertrages, Vertragsgebiet

Die Stadt Ubertragt dem Landkreis ErschlieBungsmaflnahmen gemaf den folgenden 88 3 bis
7 sowie AusgleichsmalRnahmen gemal § 10 dieses Vertrages. Die Malinahmen erfolgen im
Vertragsgebiet gemald Anlage 1, zu dem folgende Flurstiicke mit einer Gesamtgrof3e von ca.
5,7 ha gehoren: Gemarkung Finow; Flur 16; Flurstiicke 10/9, 10/10, 11/16, 11/17, 11/22, 11/24,
11/25, 12/1tlw., 40, 41, 42, 43, 51, 52, 61, 66, 67, 87, 114 tlw. Der Landkreis verpflichtet sich,
die ihm Gbertragenen MaRnahmen im eigenen Namen und auf eigene Kosten ordnungsgemal
durchzufihren.

§2
Bindung an den Bebauungsplan

Der Landkreis hat die Festsetzungen des Bebauungsplans zu beachten. Dessen Entwurf ist
als Anlage 2 diesem Vertrag beigefiigt. Sollte der Bebauungsplan in seiner
rechtsverbindlichen Fassung von diesem Entwurf abweichen, werden die Parteien den
stadtebaulichen Vertrag anpassen. Eine Anpassung kann unterbleiben, wenn die Anderungen
unwesentlich sind und fur die Durchfiihrung der MaRnahmen gemanR § 1 keine erheblichen
Mehrkosten entstehen.

§3
ErschlieBungsanlagen

Der Landkreis verpflichtet sich, im Vertragsgebiet folgende o6ffentliche ErschlieBungsanlagen
zu planen und zu bauen:
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a) grundhafter Ausbau der Planstralle A in ihrer ErschlieBungsfunktion fir das Vorhaben
Schulneubau. Die Planstral3e A ist auf Anlage 3 mit Ziffer 1 gekennzeichnet.

b) Heranfihren des Geh- und Radweges an die Bundesstrale und Riickbau der alten
Fuhrung. Der Verlauf des neuen Geh- und Radweges ist auf Anlage 3 mit Ziffer 2
gekennzeichnet.

¢) Errichtung einer Querungsinsel auf der BundesstraRe 167 zur sicheren Fihrung der
Schiler und Schilerinnen (SuS) uber die Bundesstral3e, Die Querungsinsel ist auf Anlage
3 mit Ziffer 3 gekennzeichnet.

Die fur Planung und Bau erforderlichen Vergabeverfahren hat der Landkreis durchzufthren.

§4
Planung, Vergabe, Baulberwachung

(2)Mit der Planung (Entwurfs-/Ausfuhrungsplanung), Durchfuhrung (Ausschreibung und
Vergabe, Bauleitung, Oortliche Baulberwachung und Objektbetreuung) sowie der
Abrechnung gem. HOAI fur die gemaf § 3 herzustellenden ErschlieBungsanlagen hat der
Landkreis ein leistungsfahiges Ingenieurbiro/Totalunternehmen, das die Gewahr flr eine
technisch einwandfreie und wirtschaftliche Abwicklung der Baumalinahmen nach diesem
Vertrag bietet, zu beauftragen.

(2)Die nach Absatz 1 zu erstellende Entwurfsplanung bedarf der Abstimmung mit der Stadt.
Die nach Absatz 1 zu erstellende Ausfiihrungsplanung bedarf der Genehmigung durch die
Stadt. Die abgestimmte Entwurfsplanung und die genehmigte Ausflihrungsplanung werden
mit ihrem Vorliegen als Anlagen 4 und 5 wesentliche Vertragsbestandteile und
Vertragsgrundlage.

(3)Die erforderlichen Katastervermessungsarbeiten fur éffentliche Flachen gemalR § 9 Absatz
3 sind einem offentlich bestellten Vermessungsingenieur mit der Auflage zu erteilen, alle
Arbeiten mit der Stadt abzustimmen.

§5
Baudurchfihrung

(1)Der Landkreis erstellt einen Zeit- und Malinahmenplan, in dem u. a. die Ausbauqualitaten
der vereinbarten MaRnahmen gemal 8§ 3 nach dem anerkannten Stand der Technik und
die Bauzeiten festgelegt werden. Die Parteien stimmen diesen Zeit- und Mallhahmenplan
rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten gemal folgendem Absatz 2 untereinander ab.

(2)Mit der Durchfuhrung der Bauarbeiten darf nur mit Zustimmung der Stadt begonnen
werden. Der Durchfihrungsbeginn ist der Stadt mindestens 6 Wochen vorher schriftlich

Seite 3von 9



Stadtebaulicher Vertrag Nr.: 61-2024-06 zum BPL Nr. 530 ,Schulcampus" nach § 11 BauGB

anzuzeigen. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht binnen zwei Wochen nach
Zugang der Anzeige schriftlich versagt wird.

(3)Der Landkreis hat notwendige bau-, wasserrechtliche sowie sonstige Genehmigungen vor
Baubeginn einzuholen und der Stadt spatestens mit der Fertigstellungsanzeige vorzulegen.

(4)Die Stadt oder ein von ihr beauftragter Dritter sind berechtigt, die ErschlieBungsanlagen zu
betreten, die ordnungsgemafle Ausfihrung der Arbeiten zu Uberwachen und die
unverzugliche Beseitigung festgestellter Mangel Zu verlangen.

§6
Haftung und Verkehrssicherung

(1)Vom Tage des Beginns der Bauarbeiten bis zur Abnahme der mangelfrei abgenommenen
offentlichen ErschlielBungsanlagen tragt der Landkreis die Verkehrssicherungspflicht.

(2)Der Landkreis haftet bis zur Ubernahme der ErschlieRungsanlagen durch die Stadt fir
jeden Schaden, der durch die Verletzung der bis dahin ihm obliegenden allgemeinen
Verkehrssicherungspflicht entsteht und fiir solche Schaden, die infolge der
ErschlieBungsarbeiten an bereits verlegten Leitungen oder sonst wie verursacht werden.
Der Landkreis stellt die Stadt insoweit von allen Schadensersatzanspriichen Dritter frei.
Diese Regelung gilt unbeschadet der Eigentumsverhaltnisse.

87
Abnahme

(1)Der Landkreis zeigt dem Tiefbauamt der Stadt die vertragsgemé&fle Herstellung der
offentlichen ErschlieBungsanlagen schriftlich so rechtzeitig an, dass die Abnahme geman
folgendem Satz 2 vor der ersten Unterrichtsaufnahme erfolgen kann. Die Stadt
(Tiefbauamt) setzt einen Abnahmetermin auf einen Tag innerhalb von 4 Wochen nach
Eingang der Anzeige fest. Mit der Fertigstellungsanzeige sind die gem. VOB/B geforderten
Nachweise vorzulegen und der Nachweis, dass die eingebauten Materialien der
genehmigten Ausfuhrungsplanung entsprechen. Eine abschnittsweise Abnahme der
ErschlieBungsanlagen ist ausgeschlossen.

(2)Alle Bauleistungen sind von den Parteien und dem bauausfihrenden Unternehmen
gemeinsam abzunehmen. Das Ergebnis ist zu protokollieren und von den Vertragsparteien
zu unterzeichnen.

(3)Das Protokoll stellt
1. den Umfang der abgenommenen Leistungen,
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2. die Beanstandungen,

3. die Fristen in denen sie zu beheben sind sowie

4. den Termin fir den Ablauf der Gewdahrleistungsfristen (5 Jahre nach Abnahme der
Leitungen) fest.

(4)Wird die Frist zur Mangelbeseitigung in dem Protokoll zur Abnahme nicht festgelegt, sind
diese innerhalb von zwei Monaten — vom Tage der gemeinsamen Abnahme an gerechnet
— durch den Landkreis zu beseitigen. In Falle des Verzuges ist die Stadt berechtigt, dem
Landkreis eine angemessene Nachfrist zu setzen.

§8
Gewahrleistung

(1)Der Landkreis Ubernimmt die Gewahr, dass seine Leistungen gemal3 § 3 zur Zeit der
Abnahme durch die Stadt die vertraglich vereinbarten Eigenschaften haben, den
anerkannten Regeln der Technik und Baukunst entsprechen und nicht mit Fehlern behaftet
sind, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem nach diesem Vertrag vorausgesetzten
Zweck aufheben oder mindern.

(2)Die Gewabhrleistung richtet sich nach den Regeln der VOB/B, soweit in diesem Vertrag
nichts Anderes geregelt ist. Die Frist fur die Gewahrleistung wird auf finf Jahre festgesetzt.
Die Gewabhrleistungsfrist beginnt mit der Abnahme der Erschlielungsanlagen durch die
Stadt (gemall 8 7). Der Landkreis verpflichtet sich darauf hinzuwirken, die
Gewahrleistungsfrist in den Vertragen mit den bauausfiihrenden Unternehmen identisch
auszugestalten.

(3)Der Landkreis verpflichtet sich, alle ihm gegen Dritte zustehenden Gewahrleistungs-
anspriche sachgerecht geltend zu machen und auf sie nicht ohne Zustimmung der Stadt
zu verzichten.

§9
Ubernahme der ErschlieBungsanlagen, Sicherung o6ffentlicher Leitungen

(1)Mit der Abnahme der mangelfreien ErschlieBungsanlagen gehen Besitz und Nutzen dieser
Anlage auf die Stadt Uber. Die Stadt Ubernimmt die Anlage in ihre Baulast, Unterhaltung
und Verkehrssicherungspflicht.

(2) Der Landkreis hat der Stadt innerhalb von 3 Monaten nach der Ubernahme die folgenden
Unterlagen zu Ubergeben:

- die vom Ingenieurbiro sachlich und rechnerisch richtig festgestellte

Schlussrechnung mit den dazugehdrigen Aufmalien,
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Abrechnungszeichnungen, Massenberechnungen und  vollstandigen
Bestandsplanen incl. aller Medien,

- alle gemaR VOB erforderlichen Qualitatsnachweise,

- eine Bescheinigung eines 6ffentlich bestellten Vermessungsingenieurs tber die
Einhaltung der Grenzen.

Die Ubergabe der Vermessungsunterlagen hat in digitaler Form zu erfolgen. Der Stadt ist
eine kopierfahige Ausfertigung (MaRstab 1:500) sowie auf Datentrdger, vorzugsweise
dwg/dxf-Format und pdf zu tGbergeben. Ebenfalls in den weiteren Formaten:

- Datenformat ESRI ArcGIS 10/File-Geodatabase (gdb)

- ESRI ArcGIS Arcview shape

- Autodesk AutoCAD bis min.- Version 2010 DXF

- XPlan GML-Format.

(3)Der Landkreis verpflichtet sich, die Grundflache der Planstraf3e A unverziiglich nach deren
Ubernahme durch die Stadt zwecks Bildung eines gesonderten Flurstiicks katasteramtlich
vermessen und fortschreiben zu lassen. Der Landkreis ist jedoch berechtigt, die
Herausvermessung der fur die Planstra3e A vorgesehenen Teilflachen der Flurstiicke 52
und 61 der Flur 16 in der Gemarkung Finow sofort zu veranlassen, damit der
Grundstuckskaufvertrag der Parteien vom 29. Juni 2023 vollzogen werden kann.

(4)Sollte nach der Herausvermessung und katasteramtlichen Fortschreibung gemar Absatz 3
ein Grunderwerb zugunsten der Stadt in ihrer Funktion als Tragerin der StraRenbaulast
erforderlich werden, wird dies durch einen gesonderten Grundstiickskaufvertrag geregelt.
Insoweit wird der Landkreis die Stadt zum Grunderwerb auffordern. Die Vertragsparteien
sind sich hierbei dartber einig, dass es sich sodann um einen riickstandigen Grunderwerb
handelt.

(5)Die nach Abs. 2 vorgelegten Unterlagen und Plane werden Eigentum der Stadt.

(6)Offentliche Leitungen, die nicht innerhalb der StraRenverkehrsflache verlegt worden sind,
sind durch Dienstbarkeiten zugunsten der Stadt oder zugunsten des jeweiligen
ErschlieBungstragers zu sichern. Des Weiteren verpflichtet sich der Landkreis, zu Lasten
der im Bebauungsplanentwurf mit ,GFL" gekennzeichneten Flache ein Geh- und Fahrrecht
zugunsten des zustdndigen Wasser- und Bodenverbandes, z. Z. des Wasser- und
Bodenverbands ,Finowflie3®, zwecks Unterhaltung des parallel verlaufenden Grabens in
Abteilung Il des zustandigen Grundbuchs eintragen zu lassen.

(7)Der Landkreis stimmt einer kinftigen Widmung, soweit durch die Stadt vorgesehen, der
PlanstralRe A - ausgewiesen im Entwurf Bebauungsplan Nr. 530 — zu.
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8§10
Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen

Der Landkreis verpflichtet sich, auf eigene Kosten Ausgleichsmalinahmen zugunsten von
Natur und Umwelt durchzufihren. Diese MalRnahmen sind im Einzelnen im Entwurf des
Umweltberichts zum Bebauungsplan wie folgt dargestellt:

1. MaRnahmen, die sich aus dem Riickbau ergeben haben

e Anpflanzung von insgesamt 28 standortgerechten Baumen im Geltungsbereich
(Anlage 1) in der Pflanzqualitat: Hochstamm, 16-18 cm StU, 3 x verschult, Ballenware;
gemdR den an die Stadt gerichteten Fallgenehmigungen der Unteren
Naturschutzbehodrde vom 27.10.2021 und 09.02.2023,

e Installation von 30 Fledermauskasten am zukiinftigen Gebaude.

2. MaRnahmen infolge der Uberplanung

e Berlcksichtigung des Artenschutzes bei der Baufeldraumung,

o Herstellung von gartnerisch gestalteten Griinanlagen (Mischung aus Intensivrasen und
Gehdlzen) gemanR Textlicher Festsetzung (TF) Nr.14,

e Herstellung einer Dachbegriinung auf 50 % der flachgeneigten Dacher gemanr TF Nr.
16,

e Fassadenbegrinung an der Sporthalle gemafd TF Nr. 17,

e Erhalt eines markanten Baumes (Stieleiche),

e Erhalt von Gehdlzflachen auf rund 1.121 m?,

¢ Anpflanzen von 24 standortgerechten heimischen Baumen gemaf TF Nr. 15,

e Installation von 25 Kasten fur den Mauersegler und 7 Halbh6hlenkasten fir den
Hausrotschwanz,

¢ insektenfreundliche Beleuchtung gemaf TF Nr. 18,

e SchallschutzmalRhahmen gemaf TF Nr. 19,

e Beachtung der 30 vorhandenen Ausgleichsbdume im Rahmen der Objektplanung, bei
Fallung muss Ersatz nach BarBaumSchVO geschaffen werden,

o Verpflichtung zum Monitoring fur 5 Jahre zum Erfolg der E/A-MalRBhahmen beziglich
Biotope, Flora, Fauna

3. Gqf. erforderliche Maihahmen im Rahmen weiterer bauvorbereitender Malnahmen

e weiteres Umsiedeln von Reptilien,
e Anbringen von 15 Vogel- und 20 Fledermauskasten (bei Fallung der 7 Strukturbaume),
¢ Umsiedlung weiterer Ameisenhaufen.

Samtliche MalRnahmen gemaR Ziffern 1 bis 3 sind gemafl den Vorgaben aus dem Entwurf
zum Bebauungsplan einschlief3lich Umweltbericht (Anlage 2) durchzufiihren.
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§11
Beiderseitige Verpflichtungen

(1)Die Parteien verpflichten sich wechselseitig zur engen Abstimmung der Planungen,
Vergabeverfahren und Arbeiten gemaR 88 3, 4 und 10 und zur gegenseitigen Information
und sonstigen vertragsdienlichen Unterstiitzung. Von wesentlichen Ereignissen haben sich
die Vertragsparteien jeweils unaufgefordert und unverziglich zu unterrichten.

(2)Die Stadt wird im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen alle erforderlichen Beschlisse
herbeifihren und sonstigen Amtshandlungen durchfiihren, die zur Vertragserfillung

erforderlich oder sachdienlich sind.

§12
Bestandteile des Vertrages

(1)Bestandteile dieses Vertrages sind:

1. Vertragsgebiet Anlage 1
2. Entwurf zum Bebauungsplan (Planzeichnung) Anlage 2
3. Ubersicht MaRnahmen Anlage 3
4. Datenschutz Anlage 4
5. Abgestimmte Entwurfsplanung Anlage 5
6. Genehmigte Ausfihrungsplanung Anlage 6

(2) Die in 8 4 Absatz 2 dieses Vertrages genannten Anlagen 5 und 6 werden im Laufe der
Projektbearbeitung erstellt.

813
Salvatorische Klausel

Sollten Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein, so wird dadurch
die Gultigkeit der Ubrigen Bestimmungen nicht berihrt. Die Parteien verpflichten sich, die
unwirksamen Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des
Vertrages rechtlich und wirtschaftlich bestmdglich entsprechen.

8§14
Schlussbestimmungen

(1)Der Vertrag ist 2-fach gefertigt. Der Landkreis sowie die Stadt erhalten je eine Ausfertigung.

(2)Vertragsanderungen oder —erganzungen, sowie andere Vereinbarungen, die den Inhalt
dieses Vertrages beriihren, bedurfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform.
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(3)Dieser Vertrag steht unter der aufschiebenden Bedingung, dass ihm die
Stadtverordnetenversammlung der Stadt mit entsprechendem Beschluss zugestimmt hat.

(4)Der Landkreis wird tber die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Stadt
Eberswalde in der Anlage 4 informiert.

(Ort, Datum) (Ort, Datum)

Fir die Stadt Fir den Landkreis

GOtz Herrmann Daniel Kurth

Blrgermeister Landrat

Anne Fellner Oliver Turner

Erste Beigeordnete Dezernent fur Offentliche Ordnung,
Baudezernentin Bildung und Finanzen
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Stadt Eberswalde
Bebauungsplan Nr. 530
Satzung

Verfahrenvermerke

Ausfertigung

Es wird bestatigt, dass der Inhalt des Bebauungsplans und die textlichen Festsetzungen mit dem hierzu ergangenen Beschluss
der Stadtverordnetenversammlungvom................. (Satzungsbeschluss) Gibereinstimmt.

Ausfertigung: Eberswalde, den . ... ...

Stadt Eberswalde
Der Birgermeister

Bekanntmachung

Der Beschluss des Bebauungsplanes sowie die Stelle, bei der der Plan wahrend der Dienststunden von Jedermann eingesehen
werden kann und liber den Inhalt Auskunft zu erhaltenist, sindam................. ortsliblich bekannt gemacht worden. In
der Bekanntmachung ist auf die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mangeln der Abwagung sowie auf die
Rechtsfolgen (§ 215 BauGB) und weiter auf die Falligkeit und das Erléschen von Entschadigungsanspriichen (§§ 44 BauGB)
hingewiesen worden.

Stadt Eberswalde
Der Burgermeister

Eberswalde,den.................
Siegel

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634),
zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394)

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786),
zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176)

Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) In der Fassung der Bekanntmachung vom 15. November 2018 (GVBI.1/18, [Nr. 39]),
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 28. September 2023 (GVBI.I/23, [Nr. 18])

Verordnung liber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 18.12.1990,
zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802)

Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542),
zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2240)

Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 2004 (GVBI.I/04, [Nr. 06], S.137),
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 30. April 2019 (GVBI.I/19, [Nr. 15])

Textliche Festsetzungen

Festsetzung Nr. 1

Die Flache fir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung ,,Schule, Volkshochschule und Sport” dient der Unterbringung von
Gebauden und Einrichtungen, die schulischen Zwecken, Zwecken des Schulsports sowie Zwecken der Volkshochschule dienen.
Auf der Gemeinbedarfsflache sind Schulgebidude, Gebdude und Rdume fir die Volkshochschule, Turnhallen sowie weitere
bauliche und sonstige Anlagen und Freianlagen zuldssig, die schulischen und sportlichen Zwecken dienen.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB

Festsetzung Nr. 2

Die Flache fur den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung ,,Schule und Sport“ dient der Unterbringung von Geb3duden und
Einrichtungen, die schulischen Zwecken sowie Zwecken des Schulsports dienen. Auf der Gemeinbedarfsflache sind
Schulgebdude, Turnhallen sowie weitere bauliche und sonstige Anlagen und Freianlagen zuldssig, die schulischen und sportlichen
Zwecken dienen.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB

Festsetzung Nr. 3

Auf den Flachen fiir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule, Volkshochschule und Sport" sowie mit der
Zweckbestimmung "Schule, und Sport" ist jeweils eine auRerschulische Nutzung der Schulgebaude, der Schulfreiflachen, der
Turnhallen und der Sportanlagen zu sonstigen Bildungs-, sozialen, kulturellen und sportlichen Zwecken zulassig. Eine Nutzung
der Turnhallen und der Sportanlagen durch den Vereinssport ist zulassig.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB
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Festsetzung Nr. 4
Auf den Flachen fir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule, Volkshochschule und Sport"
sowie mit der Zweckbestimmung "Schule, und Sport" sind jeweils Stellplatze fiir Kfz und Fahrrader sowie
Nebenanlagen zuldssig, die dem Nutzungszweck der Gemeinbedarfsfliche dienen. Die der Versorgung mit
Elektrizitat, Gas, Warme, Wasser und Telekommunikation sowie zur Ableitung von Abwasser dienenden
Nebenanlagen sind auf beiden Gemeinbedarfsflachen zuldssig. Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB

Festsetzung Nr. 16
Im Bereich der Gemeinbedarfsflachen sind mindestens 50% der Dachflachen von Flachdachern und flach
geneigten Dachern (Neigung bis max. 15°) extensiv zu begriinen. Der durchwurzelbare Teil des
Dachaufbaus muss mindestens 8 cm betragen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang
nachzupflanzen. Die Verpflichtung zur Begriinung gilt nicht fiir Dachflachen von Nebenanlagen.
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Festsetzung Nr. 5

Auf den Flachen fir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule, Volkshochschule und Sport"
sowie mit der Zweckbestimmung "Schule, und Sport" sind jeweils untergeordnete Anlagen zur Nutzung
solarer Strahlungsenergie in, an oder auf Dach- und AuBenwandflachen oder
Kraft-Warme-Kopplungsanlagen innerhalb und auerhalb von Geb&duden zulassig. Dies gilt auch dann,
wenn die erzeugte Energie vollstdndig oder Giberwiegend in das 6ffentliche Netz eingespeist wird.
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB

Festsetzung Nr. 17

Die fensterlosen AuBenwandfldachen der Sporthalle sind mit selbstklimmenden, rankenden oder
schlingenden Pflanzen gemaR Pflanzenliste zu begriinen. Je Ifd. Meter Wandlange sind 2 Kletterpflanzen
zu setzten. Die Bepflanzung ist dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Festsetzung Nr. 18

Zur Vermeidung von Beeintrachtigungen nachtaktiver Insekten sind fiir die AuBenbeleuchtung
ausschlieRlich Leuchtmittel mit einer Farbtemperatur von 3.000 (warmweiRe Lichtfarbe) bis zu 4.000
Kelvin unter Verwendung vollstiandig gekapselter Leuchtengehause, die kein Licht nach oben emittieren,
zuldssig. Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Festsetzung Nr. 6
Im Bereich der Flache fiir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung ,Schule und Sport” darf die
zuldssige Grundflache durch die in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO aufgefiihrten Grundflachen nicht
Gberschritten werden. Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V. mit § 23 Abs. 5 BauNVO
Festsetzung Nr. 19
Innerhalb der Flachen, die gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB umgrenzt sind, gilt Folgendes: Zum Schutz vor
Larm missen bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsdnderung von baulichen Anlagen die
Aulenbauteile schutzbedirftiger Aufenthaltsraume, deren Fassaden unmittelbar oder seitlich zur
Eberswalder StralRe ausgerichtet sind, bewertete Gesamt-Bauschallddmm-Male (erf. R'w,ges) aufweisen,
die nach der Norm DIN 4109-1:2018 Schallschutz im Hochbau Teil 1: ,,Mindestanforderungen” und Teil 2:
»Rechnerische Nachweise” zu bemessen sind. Die Anforderungen fiir schutzbediirftige Rdume unter
Beriicksichtigung der unterschiedlichen Raumarten sind nach DIN 4109-1:2018 mit nachfolgender
Gleichung zu berechnen:

R'w,ges = La - KRaumart

mit La = malgeblicher AuRenlarmpegel

mit KRaumart =30 dB flr Aufenthaltsrdume in Wohnungen

=35 dB fiir Biirordume und Ahnliches.

Die Ermittlung des maRgeblichen AuBenlarmpegels La erfolgt hierbei entsprechend Abschnitt 4.4.5.3
gemaR DIN 4109-2:2018-01.

Festsetzung Nr. 7
Fir die festgesetzte Gebdaudehohe wird eine Gelandehdhe von 28m tGber NHN im DHHN 2016 als
Bezugspunkt festgesetzt. Rechtsgrundlage: § 18 Abs. 1 BauNVO

Festsetzung Nr. 8

Auf den Flachen fiir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule, Volkshochschule und Sport"
sowie mit der Zweckbestimmung "Schule, und Sport" sind jeweils

1. Nebenanlagen im Sinne der Festsetzungen Nr. 4 und Nr. 5,

2. ebenerdige Stellplatze zum Parken von Kraftfahrzeugen und ihre Zufahrten sowie Fahrradstellplatze
auch aullerhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflache zulassig.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. 23 Abs. 5 BauNVO.

Festsetzung Nr. 9

Auf den Flachen fir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule, Volkshochschule und Sport"
sowie mit der Zweckbestimmung "Schule, und Sport" sind ungedeckte Sportanlagen auch auflerhalb der
Uberbaubaren Grundstiicksflache zulassig.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V. mit § 23 Abs. 5 BauNVO

Es kdnnen Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen und bauliche MaRnahmen gleicher Wirkung
zugelassen werden, soweit mittels eines Einzelnachweises nachgewiesen wird, dass geringere bewertete
Gesamt- Bauschallddmm-MalRe R'w,ges erforderlich sind. Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB
Festsetzung Nr. 10

Die gemall § 9 Abs.1 Nr.11 BauGB festgesetzte Verkehrsflache mit der Bezeichnung PlanstraRe B erhalt
nach § 6 Abs. 6 BbgStrG die Eigenschaften einer 6ffentlichen StraRe und wird in die Gruppe der
GemeindestraRen eingestuft, die dem Anliegerverkehr vorbehalten sind. Sie werden der Allgemeinheit
zum Zeitpunkt der Freigabe fiir den 6ffentlichen Verkehr zur Verfligung gestellt und gelten mit
Verkehrsiibergabe als gewidmet. Der Trager der StraRenbaulast ist die Stadt Eberswalde.

Hinweis: Die DIN 4109-2:2018-01, Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen ist bei der
Beuth Verlag GmbH, BurggrafenstralRe 6. 10787 Berlin zu beziehen. Sie ist beim Deutschen Patentamt
archivmaRig gesichert niedergelegt und kann in der Stadtverwaltung Eberswalde, Stadtentwicklungsamt,
Breite StraBe 39-40 in 16225 Eberswalde wahrend der Dienstzeiten eingesehen werden.

Pflanzliste
Festsetzung Nr. 11
Die gemal § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB festgesetzte Verkehrsflaiche besonderer Zweckbestimmung erhélt nach
§ 6 Abs. 6 BbgStrG die Eigenschaften einer 6ffentlichen Strafle und wird in die Gruppe der sonstigen
offentlichen Stralle (Geh- und Radweg) eingestuft. Sie wird der Allgemeinheit zum Zeitpunkt der Freigabe
fiir den 6ffentlichen Verkehr zur Verfligung gestellt und gilt mit Verkehrsiibergabe als gewidmet.
Der Trager der Strallenbaulast ist die Stadt Eberswalde.

Pflanzqualitaten: Topfballen oder Containerware, 4 - 6 Triebe, 60 100 cm hoch
Lonicera henryi Immergriines Geillblatt

Parthenocissus quinquefolia  Wilder Wein 130
Hinweise
Festsetzung Nr. 12 Moéglichen Bodenkontaminationen
Die Flache GFL ist mit einem Geh- und Fahrrecht zugunsten des Wasser- und Bodenverbandes "FinowflieR"
zur Unterhaltung des parallel verlaufenden Grabens zu belasten.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Aufgrund der Nachbarschaft des Plangebiets zur ehemaligen chemischen Fabrik (altlastverdachtsflache)
kénnen Kontaminationen im Plangebiet nicht ausgeschlossen werden. Bei allen BaumaRnahmen, die einen
Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische Auffélligkeiten (Farbe, Geruch, Beschaffenheit,
Material) zu achten. Werden diese festgestellt, so ist umgehend und unaufgefordert das Umweltamt des
Landkreises Barnim zu infomieren (§ 31 Abs.1 BbgAbfBodG).

Festsetzung Nr. 13

Die Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung "FuB- und Radweg" darf von Fahrzeugen des Wasser-

und Bodenverbandes "FinowflieR" befahren werden. Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB
Auffinden von Bodendenkmalen

Festsetzung Nr. 14

Die nicht Giberbaubaren bzw. nicht fiir Nebenanlagen gemal} § 19 Abs. 4 BauNVO nutzbaren
Grundstiicksflachen sind gartnerisch anzulegen.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 4 BauGB, § 87 Abs. 1 Nr. 2 BbgBO

Sollten bei den Erdarbeiten Bodendenkmale, z.B. Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfarbungen,
Holzpfahle oder -bohlen, Scherben, Stein- oder Metallgegenstande, Knochen o0.3., entdeckt werden, sind
diese unverziglich der Unteren Denkmalschutzbehérde und dem Brandenburgischen Landesamt fiir
Denkmalpflege und Archéologischen Landesmuseum anzuzeigen (5 11 Abs. 1 u. 2 BbgDSchG). Die
aufgefundenen Bodendenkmale und die Entdeckungsstatte sind mindestens bis zum Ablauf einer Woche
nach der Anzeige, auf Verlangen der Denkmalschutzbehdorde ggf. auch dariiber hinaus, in unverandertem -
Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren fir die Erhaltung zu schiitzen (5 11 Abs. 3
BbgDSchG). Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt fiir Denkmalpflege und Archédologischen -
Landesmuseum zu Ubergeben (5 11 Abs. 4 und 5 12 BbgDSchG). Die Bauausfiihrenden sind tUber diese
gesetzlichen Auflagen zu belehren. -

Stadtebaulicher Vertrag

Der stadtebauliche Vertrag enthélt u.a. Regelungen zu folgenden Themenbereichen:
Sicherung der baulichen Optimierung der Verkehrsanlagen zur Erh6hung der
Sicherheit der Verkehrsteilnehmer

Sicherung von artenschutzrechtlichen und naturschutzrechtlichen
Kompensationsmanahmen

Monitoring der Eingriffs/AusgleichsmaRnahmen"

Festsetzung Nr. 15

Auf den Flachen fir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung "Schule, Volkshochschule und Sport"
sowie mit der Zweckbestimmung "Schule, und Sport" ist zusammengenommen je angefangene 2.000 m?
Grundstlicksflache ein heimischer Baum der Pflanzqualitat Hochstamm,

3x verpflanzt, mit einem Stammumfang von 16-18 cm zu pflanzen.

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB

Planzeichenerklarung Anlage 2

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

[ ]

D Zweckbestimmung Sportlichen Zwecken dienende
Gebaude und Einrichtungen

MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Flachen fur den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

Zweckbestimmung Schule

Nutzungsschablone

1 9 1- Grundflachenzahl als Hochstmal (§ 19 BauNVO)
2- Anzahl der Vollgeschosse als Héchstmal’ (§ 20 BauNVO)
3 3- Hohe baulicher Anlagen (§ 16 BauNVO)/

GH- Gebaudehohe in Meter Giber dem festgesetzten Hohenbezugspunkt

Uberbaubare Grundstiicksfliche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Baugrenze

Verkehrsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
I:I offentliche StraRenverkehrsflache

StraRenbegrenzungslinie

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung

vy

Malnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Zweckbestimmung FuR- und Radweg

Erhalt Baume

Umgrenzung von Flachen mit Bindung fir Bepflanzung und fiir die Erhaltung
von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Gewassern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Sonstige Planzeichen

A A
schadlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans
(89 Abs. 7 BauGB)

Sonstige Planzeichen ohne Normcharacter

Flurstlicksgrenze

11/22 Flurstiicksnummer
, 15,80 , Bemallung
\@ Baumbestand
280 gemessene Gelandehdhe in Meter
Katastervermerk

Die verwendete Planunterlage enthalt den Inhalt des Liegenschaftskatasters mit Standvom ...............
und weist die planungsrelevanten baulichen Anlagen sowie StraRen, Wege und Platze vollstandig nach. Sie ist

Mit einem Geh- und Fahrrecht gemal textl. Festsetzung Nr. 12 zu belastende Flachen

Umgrenzung von Flachen fir besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor

hinsichtlich der planungsrelevanten Betandteile geometrisch eindeutig. Die Ubertragbarkeit der neu zubildenden

Grenzen in die Ortlichkeit ist eindeutig méglich.

Ort, Datum Vermesser
Information zur Plangrundlage

Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Stadt Eberswalde Hohenbezug:

Landkreis Barnim Hohen Gber Normalhéhennull (NHN) im DHHN2016

Gemarkung Finow,
Flur 16,

Flurstlicke 10/9, 10/10, 11/12tlw., 11/13tlw., 11/14tlw., 11/15tlw., 11/16, 11/17, 11/22, 11/24,11/25, 12/1tlw.,

51,52, 61, 62tlw., 66, 67, 87, 95 tlw., 97
Flur 18,
Flurstlicke 128tlw., 129tlw., 138tlw.
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1  Ausbau Planstrale A
Plangrundlage:
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Anlage 4

Erganzende Information zur Verarbeitungstatigkeit zum Stadtebaulichen Vertrag Nr.: 61-2024-6
zur allgemeinen Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Stadt Eberswalde
geman Artikel 12 bis 22 und 34 der Europaischen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)

Die allgemeine Information zur Verarbeitung personenbezogener Da-
ten durch die Stadt Eberswalde wird hinsichtlich der konkreten Verar-
beitungstatigkeit zum Stadtebaulichen Vertrag Nr.: 61-2024-6 durch
nachfolgende Informationen wie folgt erganzt:

Zu:

1 Kontaktdaten
1.2 Bestimmte Stelle

ZweckmaRigerweise werden die personenbezogenen Daten durch die
nachfolgend bestimmte Stelle innerhalb der Behdrde verarbeitet:

Stadt Eberswalde

Stadtentwicklungsamt

Breite Strale 41-44, 16225 Eberswalde
Telefon: 03334 / 64610,
E-Mail:stadtentwicklungsamt@eberswalde.de

2  Zweckbestimmung und Rechtsgrundlagen
Die Daten werden zu nachfolgend benanntem Zweck verarbeitet:

Stadtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan Nr. 530 ,Schulcam-
pustiﬂ

Die Rechtsgrundlage(n) zur Verarbeitungstatigkeit bildet:
Baugesetzbuch
3 Erhebung von Daten bei Dritten

] Die Verantwortliche erhebt ausnahmsweise Daten bei folgenden
Dritten (Information nach Art. 14 DSGVO):

4 Pflichten zur Bereitstellung personenbezogener Daten

X Es besteht keine Pflicht zur Bereitstellung der personenbezogenen
Daten.

] Die Pflicht zur Bereitstellung personenbezogener Daten ergibt sich
aus folgenden Regelungen:

Folge bei Nichtbereitstellung personenbezogener Daten:

§  Dateniibermittlungen
X1 Die Daten werden nicht an Dritte (ibermittelt.

] Die Daten werden an nachfolgende Dritte ibermittelt:

[] Die Daten werden an Drittstaaten/internationale Organisationen
Ubermittelt:

Rechtsgrundlage(n) fiir die Ubermittlung bildet/bilden:

6  Automatisierte Entscheidungsfindung (Profiling)

] Abweichend findet eine automatisierte Entscheidungsfindung (Pro-
filing) entsprechend nachfolgend beschriebener involvierter Logik,
Tragweite und angestrebter Auswirkung statt:

Logik:
Tragweite:

Auswirkung:

7  Speicherfristen

] Die Daten werden unverziiglich nach Zweckerfiillung (Punkt 2) ge-
[6scht.

(] Die Daten werden nach Ablauf einer gesetzlichen Aufbewahrungs-
frist geldscht:

[Frist] gem&R [Rechtsgrundlage]



	Einfügen aus "Anlage_Staedtebaulicher Vertrag Nr. 61-2024-06 inklusive Anlagen.pdf"
	Anlage_Staedtebaulicher Vertrag Nr.61-2024-06 inklusive Anlage.pdf
	Anlage_1.pdf
	Anlage 2_BPL.pdf
	L1 [Bebauungsplan]
	1/L1
	1/L4
	2/L1


	Anlage_3.pdf
	Anlage4_Informationspflichten Art. 13 EU DSGVO_speziell.pdf


